
Wohnen ist Menschenrecht – auch mit Hartz IV 
 
Wohnungssicherung mit Hartz IV ist auch in Thüringen eine der zentralen sozialpolitischen 
Herausforderungen der kommenden Jahre. Am 21. November versammelten sich rund 70 aktive 
Interessenvertreter/innen im Thüringer Landtag, um Fragen zur Sicherung der eigenen 
Wohnung unter dem Druck der KdU-Praxis (Kosten der Unterkunft für Arbeitslosengeld II 
Empfänger) zu erörtern. Dies war bereits der 2. Aktionstag, der vom Koordinierungskreis 
Thüringer Arbeitslosengruppen des DGB Thüringen, des KOPOFOR Thüringens e. V. und der 
Fraktion Die Linke im Thüringer Landtag gemeinsam organisiert wurde.  
 
Neben den vielen Sach- und Detailfragen, die durch den Referenten Harald Thomé, Tacheles 
e.V., Wuppertal, in verständlicher Art und Weise unter die Lupe genommen wurden, ging es 
natürlich um die Einschätzung der zukünftigen Sozialpolitik im Bund durch die CDU/CSU/FDP- 
Koalition und die Erwartungen an das bevorstehende Bundesverfassungsgerichtsurteil über die 
gesetzliche Höhe der Regelsatzleistungen.  
 
Nach Auffassung des Referenten vom Verein „Tacheles“ e.V. aus Wuppertal sei die Chance, 
dass es für die Vergangenheit rückwirkende Korrekturen für alle Leistungsbezieher/innen gibt, 
nicht allzu groß, aber sie bestünde. Sollte das BVerfG sich für rückwirkende Korrekturen der 
Regelleistung entscheiden, müssen Ansprüche erst geltend gemacht werden, um von höheren 
Leistungen zu profitieren. Leistungsbezieher/innen (nach SGB II und SGB XII) müssen noch vor 
der abschließenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes für die Vergangenheit einen 
Überprüfungsantrag stellen und gegen laufende Bescheide Widerspruch einlegen. Weitere 
Unterstützung bieten hier die Anlaufstellen der Thüringer Arbeitsloseninitiative, des 
Arbeitslosenverbandes, die Wahlkreisbüros der Fraktion DIE LINKE und für 
Gewerkschaftsmitglieder der Deutsche Gewerkschaftsbund.  
 
Personen, die schon 2005 im Leistungsbezug waren, sollten jedoch bis zum 31. Dezember 2009 
den Überprüfungsantrag einreichen. Wird der Antrag erst im Januar 2010 gestellt, wirkt er nur 
auf den 1. Januar 2006 zurück. 
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer waren sich darin einig, dass der Kampf um die Kosten der 
Unterkunft notwendiger denn je wird. Die teilweise gesetzeswidrigen örtlichen KdU-Richtlinien 
müssten vielmehr als bisher auf Angriffspunkte kontrolliert werden, so das einhellige Resümee 
der Veranstaltung. Die eingeflossen Fallbeispiele machten einmal mehr deutlich, dass gezielte 
Einschüchterung und mangelnde Bestimmtheit der Leistungsbescheide oder Anordnungen 
Zeichen dafür sind, dass sich zuständige Behörden vorsätzlich im Graubereich bewegen und 
damit Abweichung von Recht und Gesetz bewusst in Kauf nehmen.   
 
Die lokalen sozialen Bündnisse müssen sich ihrer Rolle bewusst sein und kommunalpolitische 
Entscheidungen mit beeinflussen. Die gegenwärtige Praxis rechtswidriger Pauschalierungen 
sorgt bereits jetzt dafür, dass nur die wenigsten der „Hartz IV“ – Haushalte dauerhaft die 
tatsächlichen Kosten für die Wohnung zugrunde gelegt bekommen. Ein großer Teil wird 
gezwungen, von den sowieso schon unzulänglichen Regelsatzleistungen, ungedeckte 
Unterkunftskosten, die eigentlich für ihren Lebensunterhalt gedacht sind, mit zu bestreiten. 
Kaum vorzustellen, wie sich das entwickeln wird, wenn die Zuschüsse des Bundes weiter 
verringert werden und bezahlbarer Wohnraum immer knapper wird.  
 
Nicht nur die Kosten für den Wohnraum an sich, sondern auch der Energiekostenverbrauch 
sollen angemessen sein. Die amtliche Einschätzung der sogenannten Angemessenheit stellt für 
immer mehr Haushalte ein riesiges Problem dar. Insbesondere deshalb, weil höherer 



Heizkostenverbrauch oft mit schlicht sanierten oder nicht ausreichend gedämmten Wohnraum 
zu tun hat.  
 
Für Kommunen müsse das, so die Meinung vieler Teilnehmenden, Anlass dafür sein, bspw. 
spezielle Energieprojekte/ Anreizprojekte für Familien in Angriff zu nehmen, anstatt durch 
vorenthaltene Leistungen Familien zu drangsalieren.    
 
In seiner abschließenden Betrachtung wies Harald Thomè nochmals auf die noch 
bevorstehende Umstrukturierung der Leistungsträger hin. Auch wenn nun alles auf 
Kooperationen und damit getrennte Trägerschaften hinaus liefe, so könne das nicht fern jeder 
rechtlichen Realität geschehen. 
 
Das Thema KdU gehört auch weiterhin auf die Tagesordnung. Die erörterten Fragen brennen 
vielen Leistungsempfänger/innen und ihren Berater/innen unter den Nägeln. Gerade bei der 
Durchsetzung des Rechtsanspruches auf Unterkunft und Heizung braucht es einen langen 
Atem. Es lohnt sich, zum Klageweg zu ermutigen und Betroffene dabei zu begleiten. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in vielerlei Hinsicht eine Steilvorlage gegeben. Diese Möglichkeit 
müssen wir für die gerichtlichen Auseinandersetzungen besser nutzen.   
 
Brigitte Baki, Erfurt 


